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"Es ist nach meiner Auffas- 
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Arbeitszeiten im Osten den 
kürzeren >m Westen anzu- 
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Angela Merkel. 

Mit dieser Aussage hat 
die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands eine breite ge- 
sellschaftliche Debatte an- 
gestoßen. Dabei geht es 
nicht in erster Linie um ei- 
ne Ost-West-Frage, sondern 
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'AKTUELLE   DEBATTE 

Fortsetzung von Seite I 
um   einen   Wachstumsim- 
puls für ganz Deutschland. 

Wachstum und 
Arbeitsplätze 

Mehr Wachstum schafft 
letztlich mehr Arbeitsplät- 
ze. In der öffentlichen De- 
batte wird dazu gefragt: Wie 
können mehr Arbeitsplätze 
entstehen, wenn die schon in 
Lohn und Brot stehenden 
Arbeitnehmer mehr arbei- 
ten? Wird dann nicht die 
vorhandene Arbeit auf noch 
weniger Schultern verteilt? 
Das Institut der deutschen 
Wirtschaft (Köln) errech- 
nete dagegen im Juni, dass 
eine Erhöhung der effekti- 
ven Arbeitszeit um eine 
Stunde pro Woche bereits 
im Jahr 2004 rund 60.000 
zusätzliche Arbeitsplätze 
brächte. Bei zwei Stunden 
Mehrarbeit wären es sogar 
100.000. Die Öffentliche 
Hand würde über 12 Mrd. € 
mehr einnehmen und die So- 
zialversicherungen um 
mehr als 1 Mrd. € entlastet. 
Trotz dieser Zahlen stoßen 
die Ideen auf Widerstand. 

IMPRESSUM 

Aktivierung von 
Wachstumspotential 

Ausgangspunkt vieler 
Gegner einer Arbeitszeit- 
verlängerung ist das Ver- 
ständnis von Arbeit als 
eine konstante Größe, die 
lediglich auf mehr oder 
weniger Schultern verteilt 
werden könne. Deswegen 
müssten die Arbeitszeit re- 
duziert und Überstunden 
verboten werden. 

Die Herausforderung 
und die Lösungschance 
der derzeitigen Probleme 
besteht nach Auffassung 
der CDU jedoch darin, 
vorhandene Beschäfti- 
gungspotenziale zu akti- 
vieren. Diese liegen vor al- 
lem im Niedriglohnbe- 
reich der Dienstleistungen 
und bei den Industriezwei- 
gen, die ihre Produktion 
ins Ausland verlagern. 
Viele Nachbarländer mit 
vergleichbarem techni- 
schem Fortschritt waren 
weitaus erfolgreicher als 
Deutschland. Hierzulande 
ist Arbeit zu teuer, der Ar- 
beitsmarkt zu unflexibel 
und der Anreiz, auch we- 

niger gut bezahlte Jobs an- 
zunehmen, zu gering. Im 
Ergebnis ist die Schwarz- 
arbeit die einzige „Boom- 
branche" in Deutschland 
mit hohen Wachstumsra- 
ten. Dies zeigt: Zusätzli- 
che Arbeit ist vorhanden. 

Wirtschaftsstandort 
Deutschland 

Neben konsequentem 
Bürokratieabbau und 
mehr Flexibilität am Ar- 
beitsmarkt sieht die CDU 
in höheren Arbeitszeiten 
und damit sinkenden Ar- 
beitskosten einen weiteren 
Ansatz, um den Wirt- 
schaftsstandort Deutsch- 
land wieder attraktiver 
zu machen. So könnte 
die Zahl der Arbeitslo- 
sen deutlich verringert 
werden. 

„Für die derzeit Be- 
schäftigten zahlen sich die 
Anstrengungen zwar nicht 
in Euro und Cent aus- 
Dafür wird aber ihr Ar- 
beitsplatz sicherer", heiß1 

es in der Studie des Insti- 
tuts der deutschen Wirt- 
schaft. 
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HARTMUT   SCHAUERTE: 

Längere Arbeitszeiten sind notwendig 
Der gescheiterte Arbeits- 
Kampf in der ostdeutschen 
Industrie hat gezeigt, dass 
die alte Gewerkschaftsideo- 
logie der Verkürzung und 
Umverteilung von Arbeit 
kein Weg aus der Wirt- 
schaftskrise ist. 

Wir arbeiten nicht zu viel, 
sondern zu wenig. Das Jah- 
resarbeitsvolumen ist vergü- 
ten mit den sechziger Jahren 
um rund 700 Stunden zurück- 
gegangen. Dagegen war so 
lange nichts einzuwenden, 
wie die relative Produktivität 
zum Ausland dies zugelassen 
hat. Heute sieht angesichts 
von Globalisierung und EU- 
Osterweiterung die Situation 
anders aus. Die Arbeitskosten 
in den USA sind 12% günsti- 
ger als in den alten Bundes- 
ländern. Bei den Personalzu- 
satzkosten beträgt der Unter- 
schied sogar 50%. In keinem 

anderen Land kommen die 
Menschen so spät ins Er- 
werbsleben und gehen so früh 
in Rente. Das kostet Wachs- 
tum und bringt die Sozialsy- 
steme einer alternden Gesell- 
schaft zum Bersten. Eines 
also ist sicher: Über kurz oder 
lang müssen wir hierzulande 
das Arbeitszeitvolumen aus- 
weiten. Maßvoll längere Wo- 
chen-, Jahres- und Lebensar- 
beitszeiten sind die einzige 
Möglichkeit, dass die deut- 
sche Volkswirtschaft aus ei- 
gener Kraft des Stagnations- 
pfad verlässt. 

Die Mittelstandspolitiker 
der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion fordern deshalb ei- 
nen Zukunftspakt von Tarif- 
partnern und Politik. Eck- 
punkte sind: • Verlängerung 
der Wochenarbeitszeit um 2 
Stunden • Verzicht auf einen 
Urlaubstag   •   Stopp   aller 

Frühverrentungsprogramme 
• Verpflichtung der Arbeit- 
geber, die längeren Arbeits- 
zeiten und die höhere Wert- 
schöpfung nicht zum Be- 
schäftigungsabbau zu mis- 
sbrauchen • Mittelfristige 
Verkürzung der Ausbil- 
dungszeiten: junge Men- 
schen müssen ein Jahr früher 
ins Arbeitsleben • Erhöhung 
des tatsächlichen Rentenein- 
tritts um drei Jahre von jetzt 60 
auf 63 Jahre 

Von 365 Tagen im Jahr 
verbringt ein deutscher Ar- 
beitnehmer im Schnitt 52% 
oder 186 Tage am Arbeits- 
platz. Wenn man die Men- 
schen in der gegenwärtigen 
desolaten Lage fragt, ob sie et- 
was mehr Zeit investieren 
oder mehr Steuern und Abga- 
ben aufbringen wollen, lautet 
die klare Antwort: Mehr Zeit 
statt weniger Geld! 

STIMMEN   AUS   DER   WIRTSCHAFT 

Der Präsident des Industrie- 
und Handelskam-mertages, 
Ludwig Georg Braun, for- 
derte im Kölner „Express", 
die Arbeitszeitregelungen 
2u flexibilisieren. 40 statt 
beispielsweise 37 Stunden 
lrn Durchschnitt seien zu- 
mutbarer als geringere Ein- 
kommen.  Auch  Arbeitge- 

berpräsident Dieter Hundt 
monierte, dass in deutschen 
Betrieben im internationalen 
Vergleich zu wenig gear- 
beitet werde. Zugleich for- 
derte er flexiblere Arbeits- 
zeitmodelle. Viktor Steiner 
vom Deutschen Institut für 
Wirtschaftsforschung sieht 
in dem Rückgang des Ar- 

beitseinsatzes einen ent- 
scheidenden Faktor dafür, 
dass die deutsche Wirtschaft 
im internationalen Ver- 
gleich zurückgefallen ist. 
Wegen des Bevölkerungs- 
rückgangs müsse die Ar- 
beitszeit verlängert werden, 
damit die Wirtschaft aus die- 
sem Tal herauskomme. 
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OTTO   WULFF 

Längere Arbeitszeiten sichern Zukunft 
Der Bundesvorsitzende 
der Senioren Union, Otto 
Wulff, hat die Äußerung 
der CDU-Vorsitzenden 
Angela Merkel, die Men- 
schen müssten sich darauf 
einstellen, „ein oder zwei 
Stunden pro Woche länger 
zu arbeiten", begrüßt. 

Die „künstliche Auf- 
geregtheit", die darüber 
zum Beispiel im DGB herr- 
sche, sei ihm „ganz und gar 
unverständlich", erklärte 
Wulff. „Angela Merkel hat 
nicht mehr als eine Binsen- 
weisheit formuliert. Als in 
Deutschland noch länger 
gearbeitet wurde, hatten 
wir Vollbeschäftigung - 
mit jeder Verkürzung der 
Arbeitszeit jedoch ist die 
Arbeitslosigkeit langfristig 
angestiegen. Schon diese 
Beobachtung hat das Argu- 
ment widerlegt, eine Ver- 

kürzung   der   Arbeitszeit 
schaffe Arbeitsplätze. 

Gerade wir Älteren wis- 
sen aus Erfahrung: Richtig 
ist, dass die Arbeitslosigkeit 
nur abgebaut werden kann, 
wenn Deutschland wieder 
international wettbewerbs- 
fähig wird. Mehrwert ent- 
steht durch mehr und durch 
bessere Arbeit. Natürlich ist 
den Menschen mehr Freizeit 
zu gönnen. Wenn aber in der 
ganzen Welt länger als in 
Deutschland gearbeitet 
wird, können wir nicht ab- 

seits stehen. Die Wirklich- 
keit zwingt zum Umdenken, 
Wunschdenken bringt uns 
nicht weiter. 

Für die ältere Genera- 
tion in Deutschland ist dies 
im Übrigen auch eine Frage 
der sozialen Gerechtigkeit. 
Wer mehr als 40 Jahre in die 
sozialen Sicherungssyste- 
me bei weitaus höherer 
Wochenarbeitszeit als sie 
jetzt verlangt wird einge- 
zahlt hat, wer von heutigen 
Urlaubsregelungen nur 
träumen konnte - der rea- 
giert besonders sensibel, 
wenn die gegenwärtigen 
Probleme auf Kosten der 
Rentner, nicht aber durch 
Anstrengungen der aktiven 
Erwerbsgeneration gelöst 
werden sollen. Eine Frei- 
zeit- und Spaßgesellschaft 
wird den Aufschwung 
nicht schaffen." 

GÜNTER   KRINGS,   JUNGE   GRUPPE,   B U N D ESTA G S F R A KTI 0 N 

Die letzten Jahre haben ge- 
zeigt, dass die längere 
Wochenarbeitszeit in Ost- 
deutschland sich zu einem 
echten Standortvorteil ent- 
wickelt hat. Vor dem Hin- 
tergrund der demographi- 
schen Entwicklungen wer- 
den alle Erwerbstätigen in 
Zukunft mehr arbeiten müs- 

sen, um unseren Wohlstand 
zu sichern. Wenn immer 
weniger Erwerbstätige die 
soziale Absicherung von 
immer mehr Rentnern über- 
nehmen, dann kann das nur 
über eine quantitative und 
qualitative Steigerung der 
Arbeitsleistung geschehen. 
Dass Mehrarbeit die Wirt- 

schaft ankurbeln kann, zei- 
gen auch die Wirtschafts- 
prognosen für 2004. Allein 
der Umstand, dass zwei ge- 
setzliche Feiertage im näch- 
sten Jahr auf Wochenenden 
fallen, führt nach Ansicht 
von Wirtschaftsexperten zu 
einem ca. 0,5% höheren 
Wirtschaftswachstum. 
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ARBEITSMARKT 

LAURENZ   MEYER: 

4,3 Millionen Arbeitslose - trotz 
geschönter Statistik 

Mehr als 4,3 Millionen 
Menschen waren im Au- 
gust in Deutschland ar- 
beitslos - noch einmal fast 
300.000 Menschen mehr 
a's im Vergleichsmonat 
des Vorjahres. 

Noch deprimierender ist 
die Lage auf dem Ausbil- 
dungsmarkt. Noch immer 
suchen 113.000 Jugendliche 
e'ne Lehrstelle - das sind 
rast doppelt so viele als noch 
vor einem Jahr. Die ganze 
Dramatik wird aber erst 
deutlich angesichts der Tat- 
sache, dass die Zahl der Er- 
werbstätigen nach Angaben 
des Statistischen Bundes- 
amts innerhalb des vergan- 
genen Jahres um 622.000 
gesunken ist. Hier zeigt sich, 
ln welchem Ausmaß die 
Bundesanstalt für Arbeit 
statistische Korrekturen 
v°rnimmt. 

Doch Schröder und Fi- 
scher interessiert all das 
nicht. Während immer mehr 
Menschen in Deutschland 
erständlicherweise Angst 

üni ihre Zukunft haben, sind 
er Kanzler und sein Vize 

^0r allem mit der eigenen 
Karriereplanung beschaf- 
fst- Dass sie 2006 noch ein- 
mal antreten wollen, klingt 

für die Menschen in 
Deutschland wie eine Dro- 
hung. Denn seit Rot-Grün 
regiert, geht es mit diesem 
Land nur noch bergab. 

Schröder macht Politik 
allein für die Schlagzeilen. 
Wenn es um „Florida-Rolf 
und rund 1000 weitere So- 
zialhilfeempfänger im Aus- 
land geht, hat die Bundesre- 
gierung sofort einen Geset- 
zesentwurf parat. Wenn da- 
gegen das Schicksal von 4,3 
Millionen Arbeitslosen auf 
dem Spiel steht, bewegt sich 
fünf Jahre lang nichts. Ge- 
nau vor einem Jahr ver- 
sprach Hartz, die Arbeitslo- 
senzahl zu halbieren. 
Tatsächlich ist die Zahl seit- 
dem noch einmal um 
300.000 gestiegen. 

Anstatt sich über ihre ei- 
gene berufliche Zukunft Ge- 
danken zu machen, sollten 
Schröder und Fischer end- 

lich die Probleme dieses 
Landes anpacken. Was wir 
vor allem brauchen, ist eine 
grundlegende Reform des 
Arbeitsmarktes. Dazu ge- 
hört auch die Einsicht, dass 
die Deutschen wieder mehr 
arbeiten müssen, damit die 
Arbeitskosten insgesamt 
sinken. Nur so werden in 
Deutschland mittelfristig 
wieder mehr Ausbildungs- 
und Arbeitsplätze entste- 
hen. Zudem ist es dringend 
notwendig, anstelle des er- 
starrten Flächentarifs be- 
triebliche Bündnisse zu er- 
lauben. So wären die Be- 
triebe jedenfalls in der Lage, 
die kurze Arbeitszeit effek- 
tiv zu nutzen. Die Koalition 
sollte endlich ihre starre Ab- 
lehnung gegenüber den Vor- 
schlägen der Union zur Re- 
form des Arbeitsmarktes 
und der Sozialsysteme so- 
wie zur Einführung eines 
Niedriglohnsektors aufge- 
ben. 

Der unappetitliche Be- 
griff, mit dem der Kanzler 
jüngst den grünen Koaliti- 
onspartner belegt hat, dürfte 
aus Sicht der 4,3 Millionen 
Arbeitslosen wohl eher auf 
die rot-grüne Arbeitsmarkt- 
politik zutreffen. 

UID 27/2003 • 5 



"TO PTH EM A 

KARL-JOSEF   LAUMANN 

Am Arbeitsmarkt nichts Neues 
Eine Entspannung auf dem 
Arbeitsmarkt ist weiterhin 
nicht in Sicht, insbesondere 
die Zahl der Erwerbstäti- 
gen hat saisonbereinigt 
merklich abgenommen, 
was langfristig, beispiels- 
weise für die Sozialversi- 
cherungssysteme, erheb- 
lich schwerer wiegt als eine 
vorübergehend hohe Zahl 
von Arbeitslosen. 

Die mit großem Pomp von 
der Regierung voreinem Jahr 
verkündeten und eingeführ- 
ten Hartz-Reformen (Perso- 
nal-Service-Agenturen, Ich- 
AG, Job-Floater usw.) erzie- 
len praktisch keine Effekte. 
Das einzige Instrument, das 
beinahe 1 Mio. neue Be- 
schäftigungen   erzielt   hat. 

sind die Mini-Jobs - und die 
stammen von CDU und CSU. 

Herr Clement i st daher gut 
beraten, bei den Beratungen 
im Vermittlungsausschuss 
über Hartz III (Umgestaltung 
der Bundesanstalt) und Hartz 
IV (Arbeitslosenhilfe und 
Sozialhilfe), den Gegenvor- 
schlägen der Union zu fol- 
gen: • Abschaffung der PS A 
und strikte Deregulierung 
der Zeitarbeit (BT Drs. 15/ 
1182) • Einführung von be- 
trieblichen Bündnissen für 
Arbeit, um in Notlagen von 
geltenden Tarifverträgen mit 
dem Ziel der Arbeitsplatzsi- 
cherung abzuweichen (BT 
Drs. 15/1182) • Absenkung 
des Beitrags zur Arbeitslo- 
senversicherung von derzeit 

6,5% in Stufen auf 5% (BT 
Drs. 15/1182) • Abschaf- 
fung von ABM und SAM 
(Arbeitsbeschaffungs- und 
Strukturanpassungsmaß- 
nahmen) im Westen (BT Drs. 
15/1182) • Zusammenle- 
gung von Sozialhilfe und Ar- 
beitslosenhilfe bei den Kom- 
munen als Träger der neuen 
Leistung (Gesetzentwurf der 

CDU/CSU wird am 11.09- 
2003 in den Bundestag ein- 
gebracht) • Einführung ei- 
nes geförderten Niedriglohn- 
bereichs mit dem Ziel, inner- 
halb der nächsten 10 Jahre bis 
zu 2 Millionen neue Beschäf- 
tigungen zu schaffen (Ge- 
setzentwurf der CDU/CSÜ 
wird am 11.09.2003 in den 
Bundestag eingebracht). 

ROT-GRÜNE  AUSBILDUNGSOFFFENSIVE   GESCHEITERT 

Katherina Reiche bil- 
dungs- und forschungspo- 
litische Sprecherin, Bun- 
destagsfraktion: 

167 640 Jugendliche sind 
noch unversorgt und suchen 
bis zum 30. September eine 
Lehrstelle. Dies ist ein trauri- 
ger Nachkriegsrekord. Seit 
die Bundesanstalt für Arbeit 
Statistiken führt, war die 
August-Zahl noch nie so 
schlecht wie unter Rot-Grün. 

Selbst wenn man die 54.600 
noch offenen Ausbildungs- 
stellen gegen rechnet, fehlen 
113.100 Ausbildungsplätze. 
Mit millionenschweren PR- 
Kampagnen spielt die Bun- 
desregierung Handlungs- 
fähigkeit vor. Die von Rot- 
Grün angedrohte Ausbil- 
dungsplatzabgabe schafft 
mehr Bürokratie, aber keine 
Ausbildungsplätze. CDU/ 
CSU fordert die Bundesre- 

gierung auf, das Berufsbil- 
dungsgesetz umgehend zu 
novellieren. Der erste Lehr- 
stellenmarkt muss gestärkt 
werden. Das Berufsbil- 
dungsrecht ist so zu refor- 
mieren, dass die Berufsaus- 
bildung wieder stärker an be- 
trieblichen Aufgaben und 
Arbeitsprozessen orientiert 
wird. Die Betriebe müssen 
mehr Eigenverantwortung 
bei der Ausbildung erhalten. 
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EUROPäISCHE   UNION 

EU-Beitritt der Türkei unrealistisch 
Die CDU betrachtet den 
EU-Beitritt der Türkei wei- 
terhin „skeptisch". Nach 
einem Gespräch mit dem 
türkischen Ministerpräsi- 
denten Recep Tayyip Er- 
üogan sagte Angela Mer- 
kel, die „Aufnahmefähig- 
keit der Europäischen Uni- 
on" werde durch eine tür- 
kische Vollmitgliedschaft 
Zum jetzigen Zeitpunkt 
»überfordert". 

Bei seinen Ausführun- 
gen wies Ministerpräsident 
Erdogan darauf hin, dass 
sich die wirtschaftlichen Pa- 
rameter in der Türkei 
äußerst positiv entwickelt 
hätten. Allein in den vergan- 
genen Monaten seien vier 
nichtige Reformpakete 
durchgesetzt worden. Ins- 
gesamt habe sich durch den 
Reformprozess die Menta- 
lität der Türken hin zu mehr 
wirtschafts- und finanzpoli- 
l'scher Disziplin verändert. 
Die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands und der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 
betonte, sie sei von den „Be- 
mühungen, Anstrengungen 
und Ergebnissen" der bisher 
Urngesetzten Reformen in 
der Türkei „beeindruckt". 
Neben den „Kriterien, die 
d*e Türkei erfüllen muss", 
Sei jedoch die Aufnahme- 
fähigkeit der EU ein ent- 
scheidender Punkt. Ange- 

sichts des Beitritts von zehn 
ost- und mitteleuropäischen 
Staaten, der damit einherge- 
henden finanziellen Heraus- 
forderungen und der wirt- 
schaftlichen Unterschiede 
sehe die CDU diese Aufnah- 
mefähigkeit derzeit nicht. 
Dies habe jedoch nichts 
damit zu tun, dass die Tür- 
kei ein islamisches und 
Deutschland ein christlich 
geprägtes Land sei. 

Europawahlkampf 

Mit Blick auf den Euro- 
pawahlkampf im kommen- 
den Jahr machte Angela 
Merkel deutlich, dass The- 
men, die die Bürgerinnen 
und Bürger in Deutschland 
beschäftigen, „natürlich" 
auch im Wahlkampf thema- 
tisiert werden. Daraufhätten 
die Bürgerinnen und Bürger 

ein Recht. Dies werde aber 
sehr verantwortungsvoll im 
„Geiste der Freundschaft" 
zwischen Deutschland und 
der Türkei geschehen, ver- 
sprach Angela Merkel. 

Ungeachtet der beste- 
henden Meinungsunter- 
schiede dankte die Oppositi- 
onsführerin dem türkischen 
Ministerpräsidenten für das 
freundschaftliche Gespräch 
und plädierte für noch en- 
gere Beziehungen zwischen 
beiden Ländern. Zugleich 
nahm Angela Merkel die 
Einladung des Ministerprä- 
sidenten zu einem Besuch in 
der Türkei an. Bei dieser Ge- 
legenheit soll der Dialog 
zwischen CDU und AKP 
(Gerechtigkeits- und Ent- 
wicklungspartei) vertieft 
und geprüft werden, ob 
beide Parteien in der eu- 
ropäischen Parteienfamilie 
zusammenarbeiten können. 
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1 KOMMUNALFINANZEN 

Soforthilfe für die Kommunen 
Die Vorsitzenden von CDU 
und CSU, Angela Merkel 
und Edmund Stoiber, ha- 
ben sich für eine Verfas- 
sungsänderung ausgespro- 
chen, um die Finanzbasis 
der Kommunen dauerhaft 
zu sichern. 

Ein neuer Grundgesetz- 
artikel 106b soll die Grund- 
lage dafür schaffen, dass die 
Langzeitarbeitslosen künftig 
von Städten und Gemeinden 
vermittelt und betreut werden 
können, sagte die Vorsit- 
zende der CDU Deutschlands 
nach einem Gespräch mit den 
drei kommunalen Spitzen- 
verbänden. Die Bundesregie- 
rung hat für die Betreuung der 
Langzeitarbeitslosen die 
Bundesanstalt für Arbeit vor- 
gesehen. „Wir wollen verhin- 
dern, dass bei einer unfähigen 

Bundesanstalt für Arbeit 
nun auch noch ein unfähi- 
ges Bundessozialamt ge- 
gründet wird", sagte Angela 
Merkel. Sie kündigte an, dass 
die Bundestagsfraktion auf 
Grundlage eines hessischen 
Entwurfs für den Bundesrat 
und eines Beschlusses der 
Präsidien von CDU und CSU 
zur Soforthilfe der Kommu- 
nen ein eigenes Gesetz in den 
Bundestageinbringen werde. 

Edmund Stoiber bezeich- 
nete es als „bedrückend", 
dass die Bundesregierung in 
Sachen Kommunalfinanzen 
jetzt schon fünf Jahre lang 
„nichts zustande gebracht" 
habe. In diesem Zusammen- 
hang verwies Stoiber auf das 
„Sofortprogramm" der Uni- 
on. Darin sprechen sich 
CDU und CSU dafür aus, die 

Gewerbesteuerumlage von 
28 auf 20 Prozent zu senken. 
Dies bringe den Kommunen 
Mehreinnahmen in Höhe 
von 2,3 Mrd. Euro. Außer- 
dem soll der Anteil der 
Städte und Gemeinden an 
der Umsatzsteuer von 2,2 
auf drei Prozent erhöht wer- 
den. Diese Maßnahme wür- 
de weitere 1,1 Mrd. Euro in 
die kommunalen Kassen 
spülen. Auf der Ausgaben- 
seite müssten die Kommu- 
nen bis zu 2,6 Mrd. einspa- 
ren, forderte der Minister- 
präsident. 

Der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund begrüßte das 
Sofortprogramm der Union. 
Die Pläne von Rot-Grün 
seien „vollkommen un- 
brauchbar", sagte Geschäfts- 
führer Gerd Landsberg. 

KERNFORDERUNGEN   DER   UNION 

• Die Kommunen brauchen 
noch 2003 und 2004 Sofort- 
hilfen: 2,3 Mrd. € mehr 
durch Absenkung der Ge- 
werbesteuerumlage und 1,1 
Mrd. € zusätzlich durch An- 
hebung des Umsatzsteueran- 
teils von 2,2 % auf 3 %. • 
Umgehend wird eine umfas- 
sende Gemeindefinanzre- 
form in Angriff genommen, 
die über die Reform von Ge- 
werbesteuer und Arbeitslo- 
sen- und Sozialhilfe hinaus- 

geht. Deshalb kann die Er- 
höhung des kommunalen 
Umsatzsteueranteils aus- 
drücklich befristet werden. 
• Die Kommunen sollen für 
die Jobcenter zuständig wer- 
den. Sie können es besser als 
die krisenhafte Bundesan- 
stalt für Arbeit. Die Union 
steht für starke Kommunen 
und will diese Aufgabe nicht 
zentralstaatlich und bürokra- 
tisch lösen. Ein vorliegender 
Gesetzentwurf    (Existenz- 

grundlagengesetz) wird in 
den Bundestag eingebracht. 
• Der Bund trägt den 
Hauptanteil an der Finanzie- 
rung des Arbeitslosengeldes 
II und der Jobcenter. Die 
Kommunen werden verfas- 
sungsrechtlich gegen Ko- 
stenverlagerung geschützt. 
Die Belastungsverschiebun- 
gen zwischen den Ländern 
und unterschiedlichen Ge- 
meindetypen werden seriös 
berechnet und ausgeglichen. 
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KONGRESS 

Nachhaltigkeit und Innovation 

>» CDU/CSU 
In der Umweltpolitik setzt 
die Union auf die Verbin- 
dung von Nachhaltigkeit 
und Innovation und sieht 
daher in der Förderung 
nachwachsender Roh- 
stoffe ein wichtiges Zu- 
kunftsthema. 

Vor diesem Hintergrund 
veranstaltete die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion am 4. 
September 2003 ein Forum 
zum Thema „Multitalent 
Nachwachsender Roh- 
stoff unter Beteiligung 
hochrangiger Experten und 
Politiker. 

In seiner Rede anlässlich 
des Forums der CDU/CSU- 
oundestagsfraktion unter- 
strich Generalsekretär Lau- 
renz Meyer die Bedeutung 
nachwachsender Rohstoffe 
für den Klimaschutz, aber 
auch mit Blick auf die End- 
hchkeit der fossilen Res- 
sourcen. Die Förderung ih- 
rer vielfältigen Verwen- 
dungsmöglichkeit sei ein 
wichtiges Anliegen der 
Union. Er erinnerte daran, 
dass die entscheidenden 
^eichen bereits Anfang der 
y0er Jahre von der damali- 
gen unionsgeführten Bun- 
desregierung mit der Befrei- 
Ung von der Mineralölsteuer 
fur biogene Treibstoffe ge- 
bellt wurden. 

»Neben den umweit- und 
energiepolitischen Begrün- 

FRAKTION IM DEUTSCHEN BUNDESTAG 

düngen sehe ich als weiteren 
wichtigen Aspekt für die Po- 
litische Unterstützung der 
nachwachsenden Rohstoffe 
deren Bedeutung für die 
Landwirtschaft und den 
ländlichen Raum", sagte 
Laurenz Meyer vor rund 150 
Teilnehmern in der Bayeri- 
schen Landesvertretung in 
Berlin. 

Voraussetzung für den 
Anbau nachwachsender 
Rohstoffe seien jedoch in- 
takte landwirtschaftliche 
Betriebe. Meyer kritisierte 
in diesem Zusammenhang, 
dass die rot-grüne Bundes- 
regierung mit ihrer landwirt- 
schaftsfeindlichen Politik 
seit ihrem Amtsantritt im 
Jahr 1998 kontinuierlich zu 
einem massiven Höfester- 
ben beigetragen und vielen 
gesunden Betrieben die 
Substanz genommen habe. 
Darüber hinaus werde der 
Erneuerbare-Energie-Sek- 
tor durch die Ökosteuer mit 
rund 700 Mio. € belastet, er- 
halte über das Marktanreiz- 
programm aber nurrund 230 
Mio. € zurück. 

„Ich fordere deshalb die 
Bundesregierung auf, unse- 
ren Landwirten endlich die 

Rahmenbedingungen zu 
schaffen, die es ihnen er- 
laubt, ihre Betriebe zu- 
kunftsfähig zu machen und 
ein klares Konzept für den 
Einsatz nachwachsender 
Rohstoffe vorzulegen", so 
Generalsekretär Meyer. Die 
gesamte Gesetzgebung - an- 
gefangen von der Umset- 
zung der EU-Hygienericht- 
linie bis zum Kreislaufwirt- 
schaftsgesetz müsse darauf- 
hin überprüft werden, in- 
wieweit dort unsinnige Vor- 
schriften für die Nutzung 
von nachwachsenden Roh- 
stoffen existieren und diese 
umgehend beseitigen wer- 
den. Er versicherte, dass die 
Landwirtschaft und die be- 
teiligten Bereiche für diese 
zukunftsträchtige Techno- 
logie auch in Zukunft die 
Union an ihrer Seite haben 
werde. 

•iMIWH 

Download des Positi- 
onspapiers der CDU/ 
CSU-Bundestagsfrak- 

tion „Forum Nach- 
wachsende Rohstoffe" 
auf www.cdu.de unter 
Politik A-Z, Stichwort 

„Umweltpolitik" 
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Aus   DEN   LäNDERN 

NIEDERSACHSEN 

Neuer Generalsekretär gewählt 
„Es war ein schönes 
Glücksgefühl, als nach der 
Landtagswahl am 2. Fe- 
bruar um 18 Uhr die erste 
Prognose kam und „der 
schwarze Balken oben aus 
dem Fernseher herauszu- 
laufen schien". 

Dieses Geständnis legte 
der aus dem Amt schei- 
dende Generalsekretär der 
CDU Niedersachsen, David 
Mc Allister, in seinem ersten 
und auch letzten Rechen- 
schaftsbericht vor dem Par- 
teitag der Niedersachsen- 
CDU in Cuxhaven ab. Nach 
sechs Monaten Doppelbela- 
stung als Generalsekretär 
und Fraktionsvorsitzender 
im Niedersächsischen Land- 
tag übergab McAllister den 
Staffelstab an den neuen 
Generalsekretär, den Vor- 
sitzenden des Bezirksver- 
bands Lüneburg Friedrich- 
Otto Ripke. 

Der mit der überwältigen- 
den Mehrheit von 95,71% 
neu gewählte Generalsekre- 
tär kündigte an, dass er vor al- 
lem dafür sorgen werde, 
„dass sich die Partei während 
ihrer Regierungszeit nicht 
zurücklehnt." Die CDU müs- 
se auf die „leisen Töne" aus 
der Bevölkerung hören, sagte 
Friedrich Otto Ripke. Außer- 
dem wolle er die Arbeit der 

Regierung kritisch begleiten 
und mithelfen, politische 
Entscheidungen in der Öf- 
fentlichkeit optimal zu ver- 
mitteln. Zum Sparpaket der 
Landesregierung gebe es 
keine Alternative, betonte 
auch der neue Generalse- 
kretär. „Dabei müssen wir 
den Leuten deutlich machen, 
dass wir konsequent und in al- 
len Bereichen sparen. Dann 
werden wir auch eine Chance 
haben, die Bevölkerung zu 
überzeugen", meinte Ripke. 
„Ich kann gut nachvollzie- 
hen, dass angesichts der be- 
vorstehenden Veränderun- 
gen bei einigen große Ängste 
entstehen." 

„Nach 13 Jahren ist das 
wieder ein Parteitag in Re- 
gierungsverantwortung. Nie- 
dersachsen ist wieder in gu- 
ten Händen", zog Christian 
Wulff in seiner Parteitags- 
rede eine Bilanz nach den er- 
sten sechs Monaten Regie- 
rungsverantwortung. In der 

Arbeitslosenstatistik habe 
sich das Land auf Platz 5 ver- 
bessert, und als einziges 
Bundesland habe Nieder- 
sachsen im ersten Halbjahr 
2003 weniger Defizit als 
im Vorjahreszeitraum 2002, 
meldete Christian Wulff als 
Erfolg seines vehementen 
Sparkurses. Dieser sei not- 
wendig, wenn das Land nicht 
Pleite gehen wolle. 

„Fleiß, harte Arbeit, 
Glaubwürdigkeit und Ehr- 
lichkeit nannte der Minister- 
präsident als Markenzeichen 
seiner Regierung, die Ernst 
machen werde mit Bürokra- 
tieabbau und mehr Eigen- 
verantwortung für die Bür- 
ger. Beim Kurs der rot-grü- 
nen Bundesregierung wurde 
Wulff deutlich: „Die Bürger 
auf den Tribünen denken an 
Spielabbruch. Und anstatt 
nun besser zu spielen, rufen 
die Spielführer nach einer 
Verlängerung", kommen- 
tierte er die Ankündigung 
von Bundeskanzler Gerhard 
Schröder und Außenminister 

Joschka Fischer, auch 2006 
kandidieren zu wollen. Noch 
nicht ein Gesetz sei seit der 
Ankündigung großer Refor- 
men in der Arbeitsmarkt- 

marktpolitik zustande ge' 
kommen, ging Wulff hart mit 
Rot-Grün ins Gericht. 
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VOLKER KAUDER: 

2004 muss das Jahr der 
Föderalismusreform werden 

"ie Kommission zur „Mo- 
dernisierung der bundes- 
staatlichen Ordnung" - 
zum Teil seit Jahrzehnten 
gefordert, um das födera- 
,e System zu reformie- 
ren - wird nun eingesetzt 
Werden. 

Thematisch geht es um 
die Verteilung der Gesetzge- 
bungskompetenzen zwi- 
schen Bund und Ländern, die 
Mitwirkung der Länder an 
der Bundesgesetzgebung 
über den Bundesrat und die 
Überprüfung der Finanzbe- 
Zlehungen zwischen Bund 
Ur>d Ländern. Die Kommis- 
sion wird aus den beiden Ver- 
•assungsorganen Bundestag 
und Bundesrat gebildet, zu- 
gleich aber mit beratenden 
Gastmitgliedern verstärkt 
Werden, die aus Bundesre- 
gJerung, Landtagen, Kom- 
munen und Wissenschaft 
lnre Expertise einbringen 
sollen. Dies ist ein grundsätz- 

Cri positives Signal, setztje- 
doch die neue Kommission 
Ur)ter großen Erfolgszwang. 
Sollte diese Arbeit nicht zu 
e'nem wirklichen Reform- 

rgebnis, zu einem „großen 
urf" werden, wäre dies 

ln enormer Rückschlag für 
Unser Land. Die Föderalis- 

musreform ist insofern 
zum Erfolg verurteilt. 

Derzeit läuft parallel 
dazu ein zweiter Verfas- 
sungsprozess: Für Europa 
ist durch den Verfassungs- 
konvent eine Verfassung für 
Europa entworfen worden, 
die eine Regierungskonfe- 
renz der Mitgliedstaaten 
vermutlich zum Jahresende 
abschließen wird. Beide 
Verfassungsprojekte haben 
Bedeutung für die Macht- 
verteilung in den entspre- 
chenden Verfassungsorga- 
nen und Institutionen und 
wären damit vorentschei- 
dend für die zukünftige Ent- 
wicklung Deutschlands und 
Europas. Damit ergibt sich 
für beide Projekte aus deut- 
scher Sicht ein enger innerer 
Zusammenhang, geht es 
doch bei Beidem um die 
Kompetenz- und um die Fi- 
nanzverteilung    im    Staat 

bzw. in der Union. Für 
Deutschland kommt es des- 
halb darauf an, beide Initia- 
tiven in dieser Interdepen- 
denz miteinander zu sehen, 
diese zu koordinieren und zu 
einem homogenen Ergebnis 
zu führen. 

Die Aufgabenverteilung 
und die Finanzstrukturen 
zwischen EU und Mitglied- 
staaten müssen aus deut- 
scher Sicht in einem ge- 
schlossenen System mit der 
entsprechenden Verteilung 
der Aufgaben und Kompe- 
tenzen zwischen Bund und 
Ländern aufeinander abge- 
stimmt sein. Auf der einen 
Seite wächst die EU und 
muss ihre Handlungsfähig- 
keit der größeren Mitglie- 
derzahl anpassen und zu- 
gleich lange kritisierte Defi- 
zite ihrer demokratischen 
Struktur wie ihrer Institutio- 
nen aufarbeiten. Will 
Deutschland auf der anderen 
Seite im Konzert einer Eu- 
ropäischen Union mit 25 
oder mehr Mitgliedstaaten 
und auch in einer Welt der 
Globalisierung agil mitwir- 
ken, so muss es in seiner in- 
nerstaatlichen Struktur 
zunächst ebenfalls überfäl- 
lige  Hausaufgaben  erledi- 
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gen. Dabei geht es auch 
darum, Deutschland ein 
staatsorganisatorisches Fit- 
nessprogramm zu verord- 
nen, um den durch 50 Jahre 
Staatspraxis statisch und un- 
flexibel gewordenen Fö- 
deralismus zeitgerecht zu 
modernisieren und den eu- 
ropäischen Entwicklungen 
anzupassen. 

Politikverflechtungs- 
falle 

Vom Idealsystem eines 
föderal organisierten Staa- 
tes sind wir derzeit weit ent- 
fernt. Zwischen Bundestag 
und Bundesrat kann es zu 
Blockaden kommen; der 
Bund kann im Rahmen sei- 
ner allgemeinen Gesetzge- 
bungskompetenz über Auf- 
gaben entscheiden, deren 
Kosten von den Ländern 
oder Kommunen zu tragen 
sind; die Länder haben keine 
Steuerautonomie; durch das 
geltende Finanzsystem wer- 
den Anreize zur Pflege eige- 
ner Steuerquellen behindert; 
Länder, die durch potentiell 
eigene Fehler in eine finan- 
zielle Schieflage geraten 
sind, können die Folgen auf 
andere Länder oder den 
Bund abwälzen (wie dies ge- 
rade Berlin beim Bundes- 
verfassungsgericht ein- 
klagt); durch eine enge In- 
terpretation   der   grundge- 

setzlichen Bestimmung der 
„Herstellung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse im Bun- 
desgebiet" werden wettbe- 
werbliche   Lösungsansätze 
konterkariert.   Aus   diesen 
und anderen Gründen sind 
die föderalen Institutionen 
und  Entscheidungsstruktu- 
ren   mitverantwortlich   für 
den viel beklagten Reform- 
stau     in     diesem     Land. 
Deutschland steckt in einer 
„Politikverflechtungsfalle". 

Die Fallstricke des der- 
zeitigen föderalen Systems 
mit den undurchschaubaren 
Finanzverflechtungen zwi- 
schen Bund, Ländern und 
auch den Kommunen zeigen 
sich   derzeit  exemplarisch 
bei der Gemeindefinanzre- 
form. Fernab aller parteipo- 
litischen Überlegungen liegt 
hier das Problem darin, dass 
jeder Eingriff in die Finanz- 
ströme zwischen den Ebe- 
nen das fragile und ver- 
wickelte   System  zugleich 
offenbart wie ins Wanken 
bringt:   Die   Bundesregie- 
rung will die Freiberufler 
zur Gewerbesteuer heran- 
ziehen, dies brächte neue 
Einnahmen für die Kommu- 
nen. Da einige dieser neuen 
Steuerpflichtigen   die   Ge- 
werbesteuerzahlungen   bei 
der Einkommensteuer ab- 
setzen können, haben auf der 
anderen Seite Bund, Länder 
und auch die Kommunen 
selbst dadurch  Einnahme- 

einbußen; denn die Einkom- 
mensteuereinnahmen wer- 
den nach dem geltenden 
Steuerverteilungssystem 
zwischen diesen Ebenen 
aufgeteilt. Diese Einbußen 
auf Seiten der Länder wer- 
den wiederum kompensiert 
werden über den kommuna- 
len Finanzausgleich inner- 
halb eines jeweiligen Lan- 
des und zwar zu Lasten der 
Kommunen. 

Das Ergebnis der Ge- 
werbesteuer für Freiberuf- 
ler wäre also ein finanz- 
wirtschaftlicher Verschiebe- 
bahnhof, bei dem für die 
neuen Steuerpflichtigen eine 
riesige Bürokratie mit neuen 
Steuererklärungspflichten 

und teilweise erhöhten Steu- 
erpflichten entstünde. Für 
die Kommunen wären die 
Mehreinkünfte aber letzt- 
lich kaum wirklich zufrie- 
den stellend und aus ihrer 
Finanzmisere hinausfüh- 
rend. Wiedereinmal würden 
durch neue Steuerquellen 
eine Erhöhung der Steuer- 
und Abgabenbelastung für 
Bürger und Unternehmen 
bewirkt, ohne der in diesem 
Falle finanziell notleiden- 
den Ebene der Kommunen 
wirklich zu helfen. D,e 

Quelle dieser Misere ist die 
Aufgaben- und Finanzver- 
flechtung zwischen den ge' 
nannten Ebenen, bei der 
letztlich nur Positionen hin 
und her geschoben werden- 
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Die politischen Parteien 
haben die Notwendigkeit ei- 
ner Neuordnung des Födera- 
üsmus erkannt. Die schwie- 
rige Haushaltssituation bei 
a'len Gebietskörperschaften 
hat dazu geführt, dass auch 
die innerstaatlichen Finanz- 
ströme erneut in die Diskus- 
sion geraten sind. Deshalb 
g'lt auch hier die Forderung, 
Bund und Ländern aber auch 
den Ländern untereinander 
jeweils mehr Gestaltungs- 
raum zu geben, um eigen- 
ständige Entscheidungen zu 
treffen und unterschiedliche 
Lösungsmodelle in Bezug 
auf Besteuerungshöhe und 

Regelungsdichte anwenden 
Zu können. 

Lösungsvorschläge 

Zur Lösung dieser Pro- 
bleme der Finanzverflech- 
lUr>g sind Reformmodelle 
entworfen worden: 
* den Ländern sollte eine 
größere Autonomie bei den 
Entscheidungen über Ein- 
nahmen und Ausgaben ver- 
Schafft werden (Finanzauto- 
nomie); 

* beim Angebot öffentli- 
cher Leistungen sollte mög- 
est die räumliche Koinzi- 
enz   zwischen   Entschei- 

dungsträgern,  Nutznießern 
nd Kostenträgern erreicht 
erden (fiskalische Äquiva- 

lenz). 

• wer für eine Aufgabe zu- 
ständig ist, der sollte auch 
die daraus resultierenden 
Ausgabenbelastungen tra- 
gen (Konnexität); 
• alle Formen der Mischfi- 
nanzierung (Gemeinschafts- 
aufgaben, Geldleistungsge- 
setze, Finanzhilfen) sollten 
aufgegeben werden. 

Aus sachlicher Perspek- 
tive ist eine der Aufgaben 
der Föderalismuskommis- 
sion damit klar umrissen: 
Sie darf nicht bei den Ge- 
setzgebungskompetenzen 
oder dem Gemeinschafts- 
aufgaben halt machen, son- 
dern muss sich eine Reform 
der Finanzverfassung eben- 
falls zum Ziel nehmen. 

Die gesamte Agenda ist 
sowohl durch die Politik, 
durch Verbände und gesell- 
schaftliche Gruppen, als auch 
die einschlägigen Staats- 
rechts-, Politik- und Finanz- 
wissenschaften seit langem 
unterbreitet worden: Neure- 
gelung der konkurrierenden 
und der Rahmengesetzge- 
bung, Reduzierung des Be- 
reichs Zustimmungspflich- 
tiger Gesetze, Abbau der 
Mischfinanzierung, Rück- 
führung der Gemeinschafts- 
aufgaben nach Artikel 91a 
GG, Modifizierung der Fi- 
nanzhilfen nach Artikel 
104a Absatz 4 GG, Überprü- 
fung der derzeitigen Kom- 
petenzen zur Steuergesetz- 
gebung und der derzeitigen 

Ertragsverteilung zwischen 
Bund und Ländern. 

Das Leitprinzip sollte da- 
bei sein, die Aufgaben-, Ein- 
nahmen- und Ausgabenver- 
antwortung in eine Hand zu 
geben, um einen transparen- 
ten und verantwortlichen 
Umgang mit Kompetenzen 
und Finanzmitteln zu errei- 
chen. Mit diesen Änderun- 
gen würden die Grundprin- 
zipien eines föderalen Sys- 
tems verwirklicht und kla- 
re Kompetenzen für politi- 
sche Entscheidungen ge- 
schaffen. Das würde auch 
die Lösung der derzeit im 
Übrigen anstehenden Re- 
form begünstigen. 

Deutschland und Euro- 
pa haben die Aufgabe, ihre 
politischen Systeme hand- 
lungsfähiger, demokrati- 
scher, bürgernäher, transpa- 
renter und vor allem subsi- 
diärer aufzubauen. Europa 
schafft sich einen Verfas- 
sungsvertrag, Deutschland 
braucht eine Modernisie- 
rung seiner Verfassung in 
Bezug auf das System des 
Föderalismus. Beides sind 
dringende Modernisie- 
rungsprojekte; sie sind zu- 
gleich substantielle Voraus- 
setzung für die Durch- 
setzung notwendiger Refor- 
men wie sie in Deutschland 
etwa bei sozialen Siche- 
rungssystemen, im Steuer- 
system auf dem Arbeits- 
markt notwendig sind. 
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DIETRICH   AUSTERMANN: 

Auch 2004 über 80 Mrd. € neue Schulden? 
Zum Ergebnis der Koaliti- 
ons-Haushaltsklausur er- 
klärt der haushaltspoliti- 
sche Fraktionssprecher: 

Im fünften Jahr Rot-Grün 
entwickeln sich die öffentli- 
chen Haushalte immer dra- 
matischer. Während das 
Staatsdefizit 1998 noch bei 2 
Prozent des BIP lag, wird es 
in diesem Jahr bei 4% liegen. 
Der Bundesminister hat an 
die EU-Kommission ein vor- 
aussichtliches Defizit von 
3,8 % gemeldet. Das bedeu- 
tet nach den Maastricht-Kri- 
terien eine Rekord-Neuver- 
schuldung von 81 Mrd. € 
von Bund, Ländern, Ge- 
meinden und Sozialkassen in 
diesem Jahr! 1998 lag diese 
Summe noch unter der Hälfte 
dieses Rekordbetrages. 

In internen Papieren geht 
das BMF schon seit Monaten 
von einer Überschreitung der 
Maastricht-Kriterien aus, 
was Eichel bis vor wenigen 
Tagen noch geleugnet hat. 
Offensichtlich wird die Stra- 
tegie des Jahres 2002, die vor 
der Bundestagswahl prakti- 
ziert wurde, weiterverfolgt: 
Die Wahrheit wird erst ein- 
gestanden, wenn sie für je- 
dermann offenkundig ist. 
Jetzt beklagen auch die Kom- 
munalpolitiker falsche Zah- 
len des BMF und lehnen die 

Fortführung des Gespräches 
mit ihm ab. Wie lange darf ei- 
gentlich dieser Minister die 
Öffentlichkeit immer wieder 
täuschen? 

Gleiches zeichnet sich für 
2004 ab. Der Bundesbank- 
präsident hält-wiedie Union 
- die Einhaltung des Defizit- 
zieles für unerreichbar. Spä- 
testens jetzt ist es an der Zeit, 
dass Eichel damit aufhört, 
Bürger und Wirtschaft Sand 
in die Augen zu streuen; er 
muss endl ich die Wahrheit zu 
Wachstum, Beschäftigung 
und Staatsverschuldung sa- 
gen. Nur auf realistischer Ba- 
sis lassen sich die richtigen 
wachstumsfördernden Maß- 
nahmen treffen. Die „Ergeb- 
nisse" der Haushaltsklausur- 
tagung der Koalition sind auf 
dieser Basis eine Ansamm- 
lung hohler Sprechblasen. 

Kein ernsthafter Wille ist 
erkennbar, die gewaltigen 
Haushaltsrisiken einzudäm- 
men, die mit über 20 Mrd. € 

allein beim Bund beziffert 
werden müssen. Keine Maß- 
nahme stärkt die Investitio- 
nen. Von wirklichen Spar- 
maßnahmen ist nichts zu er- 
kennen. 

Angesichts des Umfangs 
der auf den Bundeshaushalt 
lastenden Risiken ist die „bu- 
siness as usual" - Mentalität 
der Koalitionshaushälter un- 
vertretbar. Die Haushälter der 
Koalitionsmehrheit hätten 
angesichts der zu erwarten- 
den Mehrausgaben und Min- 
dereinnahmen im Haushalt 
2004 jetzt konkret erklären 
müssen, ob und wie sie die Be- 
lastungen ei ndämmen oder fi' 
nanzieren wollen und ob sie 
den Vorschlag der Bundesre- 
gierung mittragen, das Vor- 
ziehen der dritten Stufe der 
Steuerreform überwiegend 
auf Pump zu finanzieren. 

Wiederholt haben die Ko- 
alitionshaushälter erklärt, 
dass kein Haushalt das Parla- 
ment so verlässt, wie ihn die 
Regierung ins Parlament ein- 
gebracht hat. Haushaltsrecht 

sei Parlamentsrecht! Die sich 
daraus ergebende besondere 
Verantwortung der Regie' 
rungs- und Mehrheitsfraktio- 
nen haben die Koalitions- 
haushälter nicht wahrge- 
nommen. Sie haben den 
Marsch von Schröder und E»- 
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chel in immer höhere Schul- 
den nicht gestoppt. Die Ko- 
alitionshaushälter werden 
auch in diesem Jahr nicht die 
Kraft haben, sich gegen re- 
gierungsamtlichen Unsinn, 
etwa bei den Kommunalfi- 
nanzen oder bei der Finan- 
zierung der Steuerreform er- 
folgreich zur Wehr zu setzen, 
sie haben nicht einmal die 
Absicht hierzu erklärt. 

GERDA   HASSELFELDT: 

SPD-Strategie 
zum Verbrau- 

cherschutz ent- 
täuschend 

Anlässlich der Vorstellung 
der verbraucherpolitischen 
Strategie der SPD-Bundes- 
tagsfraktion erklärte die 
stellvertretende Fraktions- 
yorsitzende: 

Die so genannte „verbrau- 
cherpolitische Strategie" der 
^PD-Bundestagsfraktion 
kannnurvomUmfangherbe- 
e'ndrucken - inhaltlich ist sie 

lne Enttäuschung und ver- 
fem ihren Namen nicht. Der 

Leser des 85-seitigen „Strate- 
giepapiers" wird zwar mit el- 
lenlangen Ausführungen zur 
Historie des Verbraucher- 
schutzes, zur Wirtschafts- 
Theorie sowie zur Nachhal- 
tigkeit konfrontiert - über die 
praktische Umsetzung und 
konkrete Maßnahmen erfährt 
er allerdings wenig. Im Ge- 
genteil: Anstelle von Kon- 
zepten malt das Papier 
Schwarz/Weiß-Bilder von 
der bösen Industrie, die mit 
„Waffen" bekämpft werden 
müsse und den armen schutz- 
losen Verbrauchern, denen 
das „Strategiepapier" auch 
noch vorgibt, wonach sie ihre 
Konsum- und Kaufentschei- 
dungen auszurichten haben. 

Spannend an der „verbrau- 
cherpolitischen Strategie" ist 
allein die Chronologie und 
der Kontext ihrer Veröffent- 
lichung: Denn wie verträgt es 
sich, wenn Bundes Verbrau- 
cherministerin Künast im 
Mai ihren „Aktionsplan Ver- 
braucherschutz" veröffent- 
licht, zugleich auf ein noch zu 
erarbeitendes (!) Konzept 
verweist und vor dessen Er- 
scheinen die SPD-Fraktion 
ein eigenes „Strategiepa- 
pier" vorlegt? Was also wird 
uns dann noch Frau Künast 
als Strategie präsentieren? 

Die Unionsfraktion hat 
bereits im Mai dieses Jahres 
ein konsistentes Positionspa- 
pier Verbraucherschutz vor- 
gelegt, das konkrete Maß- 

nahmen und nicht bloße The- 
orie und politische Absicht- 
serklärungen enthält. Im Ge- 
gensatz zur SPD-Fraktion 
gehen wir vom Leitbild des 
mündigen Verbrauchers aus, 
der eigenverantwortlich und 
nach seinen individuellen 
Prioritäten entscheidet. Hier- 
zu setzen wir auf Information 
und Aufklärung anstatt ideo- 
logisch motivierte Verbrau- 
cherlenkung. 

Auch in der Verbraucher- 
politik gilt: Nicht die Quan- 
tität, sondern die Qualität der 
Konzeption ist entscheidend. 

SERVICETIPP 

„Wer macht was in Par- 
lament, Regierung und 
Bundesbehörden?" „Bund 
transparent" liefert in der 
unterdessen 19. Auflage 
eine Fülle von aktuellen In- 
formationen. Das Nach- 
schlagewerk enthält ca. 
6000 Namen - vom Bun- 
despräsidenten bis zum 
Referatsleiter, Telefon- 
nummern und Anschriften 
vom Parlament und allen 
Abgeordneten, der Bun- 
desregierung mit den Mini- 
sterien sowie den oberen 
BLindesbehörden. • Bund 
transparent und aktuell 
(Loseblattwerk), ISBN 3- 
87066-872-5 (64,90 Euro) 
• Bund transparent (Ta- 
schenbuch), ISBN 3- 
87066-816-4 (29,80 Euro) 
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Leben schützen, Leben bewahren, 
zum Leben ermutigen 

Der Evangelische Arbeits- 
kreis der CDU/CSU befür- 
wortet das Konzept der 
„Babyklappe" als Antwort 
auf eine extreme Notsitua- 
tion einer Mutter und hält 
eine breit angelegte Öffent- 
lichkeitskampagne für not- 
wendig, um das Bekannt- 
werden dieser und ver- 
gleichbarer Einrichtungen 
zu fördern und Vorurteile 
abzubauen. 

Das erklärte der Bundes- 
vorstand des EAK unter Lei- 
tung des Vorsitzenden, Tho- 
mas Rachel, bei seinem Be- 
such im Berliner Kranken- 
haus. Im Gespräch mit dem 
dortigen Personal, das den 
Bundesvorstand des EAK 
über dortige Einrichtung der 
„Babyklappe" informierte, 
wurden neben dem Nutzen 
eines solchen Hilfsangebots 
für Frauen in extremer Not 
auch die ethischen Probleme 
diskutiert, die sich in diesem 
Zusammenhang auftun. 

In Deutschland kommt es 
Jahr für Jahr immer wieder zu 
geheimen Geburten, zur Aus- 
setzung und zur Tötung von 
Neugeborenen. Die Hinter- 
gründe für eine Aussetzung 
oder gar Tötung eines Kindes 
sind vielschichtig und ent- 
sprechende Fälle sind in allen 
Bereichen der Gesellschaft zu 

finden. Die Einrichtung einer 
„Babyklappe" ist dabei eines 
unter mehreren präventiven 
Angeboten, die Hilfe in aku- 
ter Not leisten und jenen 
Frauen Schutz vor gesell- 
schaftlicher Diskriminierung 
bieten, die ihrer Aufgabe als 
Mutter nicht gerecht werden 
können. Es will Hilfsangebot 
für Frau und Kind sein, dient 
dem Lebensschutz des Kin- 
des durch Inobhutnahme und 
gegebenenfalls auch der Frau 
durch Beratung und Unter- 
stützung. Ziel ist es, die Aus- 
setzung oder gar Tötung eines 
Neugeborenen zu verhindern 
und den betroffenen Frauen 
Hilfe und Unterstützung auf 
der Suche nach einer tragfä- 
higen Lebensperspektive zu 
leisten. 

Kritikerder „Babyklappe" 
betonen das Recht des Kin- 
des, seine Herkunft erfahren 
zu können. Der EAK ist der 
Ansicht, dass das Recht auf 
Kenntnis  der eigenen  Ab- 

stammung nicht über dem 
Schutz des Lebens und der 
Gesundheit stehen darf. Im 
Vordergrund müsse stets das 
Leben von Mutter und Kind 
stehen.„Es ist gut für ein Kind, 

seine Herkunft zu kennen, 
wichtiger aber ist es zu leben", 
erläuterte Thomas Rachel. 
Der Bundesvorstand erfuhr, 
dass die überwiegende Zahl 
der Mütter den in der Baby- 
klappe stets hinterlegten Iden- 

tifikationsbrief mitnehme 
und bereits nach kurzer Zeit 
aus ihrer Anonymität heraus- 
trete. Nicht selten gelinge es in 
der seelsorgerlichen Beglei- 
tung, dass die Mütter sich 
schließlich doch für ein Leben 
mit ihrem Kind entscheiden. 
Der EAK hob hervor, dass die 
Inanspruchnahme einer „Ba- 
byklappe" stets in ein umfas' 
sendes Beratungs- und Hilft' 
angebot eingebunden sein 

müsse. 
Der Bundesvorstand des 

EAK hat beschlossen, einen 
Antrag auf dem kommenden 
CDU-Bundesparteitag ein- 
zubringen, um das Hilft' 
angebot „Babyklappe" bun- 
desweit zu unterstützen. 

Resolution „Babyklap- 
pe" des Evangelischen Ar- 
beitskreises der CDU/CSU. 
Download auf www.evan- 
gelischer-arbeitskreis.de. 
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KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG 

Studie: Die Stunde der Phantasten 
Die Konrad-Adenau- 
er-Stiftung wirft in ei- 
nem Arbeitspapier Po- 
•itikern von SPD und 
Grünen, Journalisten 
Und selbsternannten 
Experten gravierende 
*ehlprognosen während 
des Irak-Krieges vor. Vie- 
'e düstere Vorhersagen 
"ber den Kriegsverlauf 
seien nicht eingetroffen, 
heißt es in der Studie. Ziel 
•ttüsse es daher sein, in 
künftigen Krisen nicht 
nieder „den gleichen Zu- 
kunftsdeutern und Phan- 
tasten aufzusitzen". 

Viele dieser „Lehnstuhl- 
strategen" kommen aus den 
Leihen der rot-grünen Ko- 
al>tion. So habe SPD-Gene- 
ralsekretär Olaf Scholz ge- 
Schätzt, dass der Krieg „viel- 
»eicht hunderttausenden un- 
schuldigen Menschen das 
Leben kostet". Die mögli- 
chen Opferzahlen schössen 
Jedoch weiter inflationär in 
üle Höhe. Bundestagspräsi- 
dent Wolfgang Thierse 
(SPD) dachte der Studie zu- 
J"°'ge „an die Millionen 
Menschen in Bagdad, die 
pPfer von Bomben und Ra- 
keten werden". Auch Ent- 

'cklungshilfeministerin 
^eidemarie Wieczorek- 
f*ü (SPD) hielt ihre Ein- 
Scnätzung der Kriegsfolgen 
n'cht hinter dem Berg. Es sei 

Konrad 
-Adenauer- 

Stiftung 
anzunehmen, dass „hun- 
derttausende von unschuldi- 
gen Menschen, Zivilisten, 
Kinder, Frauen" Opfer der 
Kampfhandlungen würden. 
Außerdem müsse mit zwei 
bis drei Millionen Flüchtlin- 
gen gerechnet werden. Bun- 
deskanzler Gerhard Schrö- 
der (SPD) sei davon ausge- 
gangen, dass der Krieg 
„Tausenden von unschuldi- 
gen Kindern, Frauen und 
Männern den sicheren Tod 
bringen wird". 

Auch bei den Grünen ver- 
suchten sich die Politiker 
außenpolitisch zu profilie- 
ren. So verkündete etwa 
Bundesumweltminister Jür- 
gen Trittin mit wissen- 
schaftlicher Attitüde: „Dem 
Bundesumweltministerium 
liegen verschiedene Studien 
vor, darunter UN-Doku- 
mente. Danach wird mit 
40.000 bis 200.000 Opfern 
von militärischen Aktionen 
gerechnet. Es wird befürch- 
tet, dass bis zu 200.000 wei- 
tere Menschen an den mit- 
telbaren Folgen eines Krie- 
ges sterben. Wahrscheinlich 
ist, dass die Opfer unter der 
Zivilbevölkerung auf Grund 

der herrschenden Ar- 
mut und des schlechten 
Gesundheitszustandes 
immens wären. Millio- 
nen Kinder wären si- 
cherlich die Hauptleid- 

tragenden." 
Mittels all der genannten 

Zahlen hätten die rot-grünen 
Politiker, dem zu erwarten- 
den Krieg eine entsetzliche 
Dimension geben wollen. 
Das gleiche sollten auch alar- 
mierende Vokabeln bewir- 
ken. Claudia Roth etwa, 
Menschenrechtsbeauftragte 
der Bundesregierung, sprach 
von einer bevorstehenden 
„humanitären Katastrophe" 
und einem möglichen „Su- 
per-GAU" als Folge des 
Krieges. 

Es bestehe kein Zweifel 
daran, dass im Irak-Krieg 
„zu viele Menschen ums Le- 
ben kamen", schreiben die 
Autoren Markus Bodler und 
Karl-Heinz Kamp weiter. 
Allerdings liege ihre Zahl 
weit unter den Befürchtun- 
gen, die vor und während der 
Kämpfe geäußert wurden, 
„selbst wenn es nach wie vor 
keine zuverlässigen Schät- 
zungen über die Opfer auf 
irakischer Seite gibt". 

USFB/M 

Download der Studie: 
www.kas.de 
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Broschüre ..Jeder kann etwas bewegen. 
Angela Merkel 

Bestell-Nummer: 5942 
Preis je     100 Stück: 20,00 € 

inkl. MwSt.: 21,40 € 

Broschüre „Die CDU." 
Mitgliederwerbebroschüre der CDU Deutschlands 

Bestell-Nummer: 5076 
Preis je      50 Stück: 18,50 € 

inkl. MwSt.: 19,80 € 

Aufnahmeantrag 
mit abtrennbarem Abfragebogen 
für Zusatzangaben 

Bestell-Nummer: 6719 
Preis je 200 Stück: kostenlos 

Service-Scheckheft 
der CDU Deutschlands 
zur Mitgliederkampagne 

Bestell-Nummer: 9075 
Preis je       50 Stück: 15,75 € 

inkl. MwSt.: 18,27 € 
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Leitfaden 
„Kampagne Mitgliederwerbung" 

Bestell-Nummer: 4019 
Preis je       25 Stück: 14,50 € 

inkl. MwSt.: 15,52 € 

Kampagne Mitgliedenvortung 
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ÖFFENTLICHKEITSAR B E IT ' 

Auch bei herbstlichem Wetter - 
mit der CDU-Bekleidung sind Sie für 
Straßenaktionen bestens ausgerüstet. 

W'ndbreaker „CDU" 

100% Nylon, dunkelblau, Futterstoff dunkelblau: 
°5% Polyester, 35% Baumwolle. 
Ausstattung: Vorder und Taschenreissverschluss, 
"undchenregulierung durch Zugband, mit Stopper 
ur>d integrierter Kapuze. 

ftestell-Nummer Größe L: 9840 
°estell-Nummer Größe XL: 9841 
8estell-Nummer Größe XXL: 9842 

Pre's je Windbreaker: 28,00 € 
'"kl- MwSt.: 32,48 € 

Baseball-Cap „CDU" 

100% BW, dunkelblau, auf Kopfgröße 
einstellbar, Schirm individuell formbar. 
Bestell-Nummer: 9839 
Preis je 10 Stück: 27,00 € 
inkl. MwSt: 31,32 € 

CDU-Regenschirm 

Bestell-Nummer: 9658 
Preis je 1 Stück: 7,70 € 
inkl. MwSt.: 8,93 € 
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